
Die Verträge von London und Paris
Von Prof. Dr. HEINRICH BRANDWEINER, Graz

Die Ablehnung des Vertrages über die Gründung der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft durch die 
französische Nationalversammlung im Sommer dieses 
Jahres stellte den Westen vor die Entscheidung, eine 
grundlegende Revision seiner auf die Remilitarisierung 
der Bonner Bundesrepublik gerichteten Bestrebungen 
vorzunehmen. Zwei Möglichkeiten boten sich: Die eine 
bestand darin, zu jenen Grundlagen des friedlichen 
Nebeneinander zurückzukehren, die in den Potsdamer 
Beschlüssen ihren für Europa und Deutschland gültigen 
Ausdruck gefunden hatten. Die andere führte auf dem 
verhängnisvollen Weg weiter, der bereits durch den 
EVG-Vertrag zu beschreiten versucht wurde; einem 
Weg, der die Wiederaufrüstung Deutschlands im 
Rahmen eines aggressiven Militärbündnisses durchzu­
führen bestrebt ist. Die Vereinigten Staaten, Groß­
britannien und Frankreich glaubten, sich für diesen 
zweiten Weg entschließen zu müssen, obwohl die 
Sowjetunion bereits auf der Berliner Konferenz durch 
den Mund ihres Außenministers den Weg gewiesen 
hatte, der zu einer wirklichen Friedensordnung in 
Europa und im weiteren Verlauf zur friedlichen Wieder­
herstellung der deutschen Einheit führen könnte. Der 
Vorschlag Molotows, einen gesamteuropäischen Vertrag 
für kollektive Sicherheit abzuschließen, und die an alle 
interessierten Staaten gerichtete Einladung der Sowjet­
regierung, an einer Konferenz teilzunehmen, die der 
Aufrichtung eines solchen Sicherheitssystems dienen 
sollte, begegnete der Ablehnung des Westens. Da die 
sogenannte Europäische Verteidigungsgemeinschaft nach 
ihrer Verwerfung durch Frankreich nicht mehr ver­
wirklicht werden konnte, kam es in der Zeit vom 
28. September bis 3. Oktober zur Londoner Neun- 
Mächte-Konferenz, an der Belgien, Kanada, Frankreich, 
Italien, Luxemburg, die Niederlande, Großbritannien, 
die Vereinigten Staaten von Amerika und West­
deutschland teilnahmen.

Die Vereinbarungen, die auf dieser Konferenz abge­
schlossen wurden, ebenso die dort abgegebenen Er­
klärungen, bilden zusammen mit dem Ergebnis der 
Pariser Konferenzen, die vom 19. bis 23. Oktober 1954 
stattfanden, ein Ganzes, wobei in einer Reihe von 
Fällen die in Paris getroffenen Vereinbarungen nur der 
näheren Ausführung der Londoner Abkommen dienen. 
Da einige wesentliche Erklärungen aber nur in London 
abgegeben und in Paris nicht wiederholt wurden, 
müssen beide Konferenzen zusammen betrachtet wer­
den, wenn man sich Rechenschaft über den Gesamt­
inhalt des neuen Vertragswerkes geben will, das an die 
Stelle des Vertrages über die Gründung der EVG und 
an die Stelle des Bonner Generalvertrages treten soll.

In Paris fanden vier Konferenzen statt: Eine zwei­
seitige zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreich, deren wesentliche Frucht das Abkommen 
über das Statut der Saar und ein deutsch-französisches 
Kulturabkommen waren.

Ferner eine Vier-Mächte-Konferenz zwischen den 
drei Westmächten und der Bonner Bundesrepublik 
über die Wiederherstellung der sogenannten deutschen 
Souveränität, wobei eine Reihe wesentlichster Vorbe­
halte gemacht wurden, die die darauf zielende Londoner 
Erklärung der drei Westmächte praktisch in ihr Gegen­
teil verkehren. Das Ergebnis dieser Konferenz war ein 
Protokoll über die Beendigung des Besatzungsregimes 
in der Bundesrepublik Deutschland mit fünf als Listen 
bezeichneten Anhängen:
Liste I über Änderungen zu dem Vertrag über die 

Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Drei Mächten,

Liste II über Änderungen zu dem Vertrag über die 
Rechte und Pflichten ausländischer Streitkräfte 
und deren Mitglieder in der Bundesrepublik 
Deutschland,

Liste III über Änderungen zum Finanzvertrag be­
treffend den deutschen Verteidigungsbeitrag, 

Liste IV über Änderungen zu dem Vertrag zur Rege­
lung aus Krieg und Besatzung entstandener 
Fragen,

Liste V über Änderungen zu dem Abkommen über die 
steuerliche Behandlung der Streitkräfte.

Ferner Erklärungen der vier Konferenzteilnehmer 
über Berlin und schließlich ein Vertrag über den 
Aufenthalt ausländischer Streitkräfte in der Bundes­
republik Deutschland.

Außerdem konferierten in Paris die neun Mächte, 
die sich bereits in London vereinigt hatten. Der Gegen­
stand dieser Konferenz war die Abänderung des 
Brüsseler Vertrages und seine Umwandlung in die 
sogenannte Westeuropäische Union unter Einschluß der 
Bundesrepublik Deutschland und Italiens1).

Die Ergebnisse dieser Verhandlungen bestehen in 
vier Protokollen:
Protokoll' I zur Ergänzung und Abänderung des 

Brüsseler Vertrages,
Protokoll II über die Streitkräfte der Westeuropäi­

schen Union,
Protokoll III über die Rüstungskontrolle, mit vier An­

lagen (I—IV),
Protokoll IV über das Amt für Rüstungskontrolle der 

Westeuropäischen Union.
Schließlich fand zur gleichen Zeit in Paris eine 

Fünfzehn-Mächte-Konferenz — an der die vierzehn 
Mitgliedsstaaten der NATO und außerdem die Bundes­
republik Deutschland als Beobachter teilnahmen — 
statt. Sie beschäftigte sich mit dem Beitritt der Bundes­
republik zur NATO und den erweiterten Vollmachten 
und Verpflichtungen der NATO infolge Schaffung der 
Westeuropäischen Union. Auf dieser Konferenz kam es 
zur Unterzeichnung folgender Dokumente:

Protokoll zum Nordatlantikpakt über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland,
Resolution des Nordatlantikrates zur Durchführung 
des auf die NATO bezughabenden Abschnittes der 
Schlußakte der Londoner Neun-Mächte-Konferenz, 
Resolution des Nordatlantikrates über die Pariser 
Beschlüsse.
Die Beschlüsse der vier Pariser Konferenzen be­

dürfen noch der Zustimmung der nach den Ver­
fassungsbestimmungen der Teilnehmerstaaten berufe­
nen Organe (Parlamente), bevor sie ratifiziert werden 
können und damit in Rechtskraft erwachsen.

Es kann nicht Gegenstand dieser Darstellung sein, 
den Inhalt aller in London und Paris getroffenen Ver­
einbarungen und abgegebenen Erklärungen im einzel­
nen wiederzugeben. Angesichts der zahlreichen in den 
Dokumenten sich vorfindenden Wiederholungen* 2) ge­
nügt es zum Verständnis des Vertragswerkes, auf die 
wesentlichen politischen und militärischen Bestimmun­
gen einzugehen. Diese betreffen insbesondere die 
„Souveränität“ der Bundesrepublik, das Besatzungs­
regime, die Anerkennung der Bonner Regierung durch 
die drei Westmächte und das Statut der Saar.

Die militärischen Bestimmungen behandeln vorzugs­
weise die Aufrüstung Westdeutschlands im Rahmen 
der Organisation der Westeuropäischen Union und der 
NATO, den Oberbefehl, die Integrierung der Streit-- 
kräfte, die zugelassenen Waffen, die Rüstungs­
kontrolle und die Übernahme der Rüstungslasten.

1) Der am 17. März" 1948 ln Brüssel zwischen Belgien, Frank­
reich, Großbritannien, Luxemburg und den Niederlanden ab­
geschlossene „Pakt zur wirtschaftlichen, sozialen und kultu­
rellen Zusammenarbeit sowie zur kollektiven Verteidigung“ 
hatte ursprünglich den Charakter eines Beistandspaktes gegen 
eine etwaige d e u t s c h e  Aggression (vgl. Präambel und 
Art. 7 des Brüsseler Paktes). An die Stelle der Worte in der 
Präambel des Brüsseler Paktes, die als Quelle der Kriegs­
gefahr in Europa Deutschland bezeichnen....................... alle Maßnahmen
zu treffen, die im Falle der Wiederaufnahme einer deutschen 
Angriffspolitik als notwendig erachtet werden", wurde .letzt die 
verschwommene Formulierung gesetzt: „.. . die Einheit Europas 
zu fördern und seine fortschreitende Integrierung zu unter­
stützen“.

2) Es scheint den Redak+oren des Vertragswerkes darauf an­
gekommen zu sein, ein wahres Gestrüpp von Resolutionen, 
Deklarationen, Protokollen und sonstigen Abmachungen zu 
erzeugen, so daß es dem Laien geradezu unmöglich ist, den 
wesentlichen Inhalt der Verträge kennenzulernen.
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